Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


No. 6. BE FE 


o. 1870.) Abeaßbchſte Kabinetsorder vom 24. Januar 1838., wegen Verleihung der revi⸗ 
u) A0.n 77 me visa! dirten Städteordnung vom 17. März 1831. an die Städte eg und 
705477 Buk im Großherzogthume Poſen. 


Auf Ihren Bericht vom 20. v. M. will Ich den Staͤdten Bomſt und Buk, 
im Großherzogthume Poſen, dem Wunſche derſelben gemaͤß, die revidirte Staͤdte⸗ 
Ordnung vom 17. März 1831. verleihen, und ermaͤchtige Sie, den Ober⸗Praͤ⸗ 
ſidenten der Provinz mit deren Einfuͤhrung zu beauftragen. 


Berlin, den 24. Januar 1838. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staatsminiſter v. Rochow. 


(No. 18701871.) Jahrgang 1838. O (No. 1871.) 


(Ausgegeben zu Berlin den 6. März 1838.) 
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(No. 1871.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 24. Februar 1838., wegen Konvertirung und 
5 Einlöſung der Weſtpreußiſchen Pfandbriefe. 


Auf den Bericht Ihres Amtsvorgaͤngers vom 2. Dezember. v. J. wegen der 
Einloͤſung und Konvertirung der Weſtpreußiſchen Pfandbriefe, ertheile Ich zu⸗ 


7 


voͤrderſt nach dem von Ihrem Amtsvorgaͤnger bevorworteten Antrage der Weſt⸗ 


preußiſchen Landſchaft und mit Bezug auf das dieſem Antrage beiſtimmende 
Gutachten des Staatsminiſteriums vom 27. Dezember v. J. Meine Genehmi⸗ 
gung zu dem Beſchluſſe des Weſtpreußiſchen General⸗Landtages vom Jahre 
1836., durch welchen die im landſchaftlichen Reglement vom 19. April 1787. 
Thl. I. Kap. I. F. 2. und Thl. III. Kap. VI. $. 20. den Inhabern der Pfand⸗ 
briefe zugeſicherte Unabloͤslichkeit derſelben, in Folge des reglementsmaͤßigen Vor⸗ 
behalts Thl. III. Kap. VI. $. 24. aufgehoben worden, und erklaͤre die Landſchaft 
für ermächtigt, auch im Falle der von ihrer Seite erfolgenden Kuͤndigung, den 
Pfandbriefsinhabern Baarzahlung nach dem Nominalwerthe zu leiſten, wobei 


der Inhaber eines Weſtpreußiſchen Pfandbriefes jedoch verpflichtet bleibt, den⸗ 


ſelben zuſammt den dazu gehoͤrigen, noch nicht fälligen Zinskoupons, auf Erfor⸗ 
dern der Landſchaft, Behufs der Abloͤſung und Loͤſchung oder anderer ihr geſtat⸗ 
teten Operationen, gegen Empfang eines anderen gleichhaltigen Weſtpreußi⸗ 
ſchen Pfandbriefs und gleichmaͤßiger Koupons, herauszugeben. Was hiernaͤchſt 
den Plan der Weſſpreußiſchen Landſchaft betrifft, die Zinſen ihrer vierprozenti⸗ 
gen Pfandbriefe auf drei und ein halb Prozent herabzuſetzen, ſo ermaͤchtige Ich 
dieſelbe nach Ihrem Antrage: 


1) ſowohl die bereits ausgefertigten Pfandbriefe nach deren Einloͤſung, 
oder auf den Grund ihrer Vereinigung mit den Inhabern demgemaͤß 
abzuändern, als auch die ferner neu auszufertigenden Pfandbriefe zu 
33 Prozent zinsbar auszugeben. Ich genehmige 


2) daß dieſe konvertirten Weſtpreußiſchen Pfandbriefe zwar Seitens der 
Landſchaft den Inhabern, aber nicht der Landſchaft von den Inhabern 
gekuͤndigt werden duͤrfen. Den Inhabern dieſer 33 prozentigen Pfand⸗ 
briefe bleibt es jedoch uͤberlaſſen, im Falle die aus denſelben zu em⸗ 
pfangende Rente nicht puͤnktlich bezahlt wird, den rechtlichen Anſpruch 
auf dieſelbe nach den Vorſchriften des Landſchaftsreglements und der 
Landesgeſetze geltend zu machen; i 

3) die 
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3) die Konvertirung der Pfandbriefe geſchieht durch folgenden auf die 
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— 


— 


Pfandbriefe zu ſtempelnden Vermerk: 


„ dieſer Pfandbrief traͤgt drei und ein halbes Prozent Zuſen, 
und kann von dem Inhaber nicht gekuͤnd igt werden“ 


wonaͤchſt ſie unter Vernichtung der noch nicht faͤlligen vierprozentigen 
Zinskoupons mit 32 prozentigen Koupons verſehen werden, bei deren 
Ausfertigung dafuͤr zu ſorgen iſt, daß ſie ſich auch aͤußerlich in die Au⸗ 
gen fallend von den vierprozentigen Koupons unterſcheiden. 


Der Landſchaft bleibt es uͤberlaſſen, die Einlöfung ihrer vierprozenti⸗ 
gen Pfandbriefe, Behufs deren Konvertirung, entweder durch Ankauf 
an der Boͤrſe oder in Folge der Kündigung durch Zahlung des No⸗ 
minalwerthes, je nach ihren Mitteln, zu bewirken. Welche Pfandbriefe 
Behufs der Konvertirung zunaͤchſt zu kuͤndigen ſind, wird fuͤr jeden 
Termin durch das Loos ermittelt. Es ſteht in der Wahl des Em⸗ 
pfangsberechtigten, ob er die Zahlung in Marienwerder oder bei irgend 
einer Departements⸗Landſchaftskaſſe erheben will. Waͤhlt er jedoch das 
letztere, ſo muß er ſeinen Entſchluß zeitig vor dem Zahlungstermine der 
General⸗Landſchafts⸗Direktion anzeigen. 


Die Landſchaft bleibt, nach wie vor, verpflichtet, die von den Inhabern 
nicht konvertirter Pfandbriefe ausgehenden Kuͤndigungen, nach Inhalt Mei⸗ 
ner Order vom 26. Dezember 1832. (Geſetzſammlung von 1833. S. 2.) 
bis zum Betrage der halbjaͤhrigen Einnahme des oben danach feſtge⸗ 
festen Tilgungsfonds von + Prozent anzunehmen. 


6) Die Pfandbriefsſchuldner bleiben verpfichtet, den bisherigen Zinsſatz 


mit vier Prozent, den ſogenannten Quittungsgroſchen und die bisher 


ſchon gezahlten Amortiſations⸗Beitraͤge, einſchließlich der von dem Ge⸗ 
neral⸗Landtage beſchloſſenen Erhöhung, mit 7 Prozent, überhaupt alſo 
43 Prozent zu bezahlen, welches auch von den neu auszufertigenden 
Pfandbriefen gilt. i 


7) Wenn bei der Sequeftration eines bepfandbrieften Gutes die Never 


nuͤen zur Berichtigung der Pfandbriefszinſen, eee Amor⸗ 


(No. 1871.) tiſa⸗ 


— 


N 
tifations» Beiträge und der laufenden Privat⸗Hypothekenzinſen nicht 
ausreichen, ſo duͤrfen aus der Revenuͤenmaſſe die Tilgungsbeitraͤge 


nicht entnommen werden. Der Beſitzer des Kalten < Gutes bleibt 


jedoch zu deren Nachzahlung verpflichtet. 


Ich beauftrage Sie, dieſe Beſtimmungen durch die Geſeſ ſammlung zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 24. Februar 1838 
Friedrich Wilhelm. 


An den Staatsminiſter v. Rochow. 


